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Umwelt- und Verbraucherschutz 


Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit hat mit Schreiben vom 3. Dezem- 
ber 1986 die Große Anfrage namens der Bundesre- 
gierung wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Die Bundesregierung hat am 3. September 1986 
„Leitlinien der Bundesregierung zur Umweltvor- 
sorge durch Vermeidung und stufenweise Vermin- 
derung von Schadstoffen“ beschlossen. Sie hat mit 
diesen Leitlinien einen Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 9. Februar 1984 erfüllt. 

Die „Leitlinien Umweltvorsorge“ (Drucksache 
10/6028) enthalten eine umfassende, die einzelnen 
Bereiche des Umweltschutzes übergreifende Kon- 
zeption zur Vorsorge gegen Umweltbelastungen 
durch Stoffe. Die Leitlinien bestimmen 


— Grundsätze für den Einsatz und die Fortent- 
wicklung des umweltpolitischen Instrumentari- 
ums. 

Gleichzeitig mit diesen Leitlinien hat die Bundesre- 
gierung zur Vorsorge gegen die Gefahren radioakti- 


ver Stoffe ein , Arbeitsprogramm zu den sicher- 
heits-, gesundheits-, forschungs- und energiepoliti- 
schen Folgen aus dem Reaktorunfall von Tscherno- 
byl“ beschlossen. 

Das in der vorliegenden Großen Anfrage zum Aus- 
druck gebrachte Anliegen, nämlich 

— die Forderung nach umweit- und verbraucher- 
freundlicheren Produkten und Produktionsver- 
fahren sowie 

— die Verbesserung des umweltverträglichen Ver- 
braucherverhaltens, 

ist von dem eingangs genannten Beschluß der Bun- 
desregierung umfaßt. 

Die Vorsorge gegen Umweltbelastungen durch 
Stoffe zum Schutz des Menschen, der Tier- und 
Pflanzenwelt, des Naturhaushalts einschließlich der 
Luft, des Wassers, des Bodens und des Klimas so- 
wie von Sachgütern ist weiterhin ein vorrangiges 
Ziel der Umweltpolitik der Bundesregierung. 

Die Bundesregierung legt ihrer Umweltpolitik ei- 
nen weiten Vorsorgebegriff zugrunde. Umweltvor- 
sorge als dynamisches Prinzip heißt, daß Risiken 
durch Stoffeinträge in die Umwelt entsprechend 
dem technischen Fortschritt so gering wie möglich 
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gehalten werden. Vorsorge für die Umwelt bedeutet 
darüber hinaus vorausschauende Gestaltung um- 
weltschonender Lebensformen. 

Zur Lösung der grenzüberschreitenden und globa- 
len Umweltprobleme tritt die Bundesregierung 
auch für eine enge internationale Kooperation und 
eine enge Zusammenarbeit mit der DDR ein. 

Die Bundesregierung will der politischen Praxis 
Entscheidungsmaßstäbe, der öffentlichen Umwelt- 
diskussion Orientierung und der Wirtschaft Im- 
pulse für Entwicklung und Einsatz umweltschonen- 
der Technologien, Produktionsverfahren und Pro- 
dukte geben. 

Die Bundesregierung erwartet Unterstützung aller 
gesellschaftlichen Gruppen und der einzelnen Bür- 
ger bei der Verwirklichung ihrer Politik der Um- 
weltvorsorge. Diese Unterstützung und die Dyna- 
mik vorsorgender Umweltpolitik sind notwendige 
Bedingungen für die langfristige Umstrukturierung 
zu umweltschonenden Produktionsprozessen und 
Produkten. 

Die Bundesregierung setzt zur Lösung der Umwelt- 
probleme auf das Verursacherprinzip sowie auf die 
Effizienz und Leistungskraft der Marktwirtschaft. 
Die soziale Marktwirtschaft ist die geeigneteste 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung auch zur Be- 
wältigung der Umweltprobleme. Die Bundesregie- 
rung richtet ihre Anstrengungen verstärkt auf die 
Fortentwicklung des ökonomisch orientierten um- 
weltpolitschen Instrumentariums, mit dem auf ein 
umweltschonendes Verhalten von Produzenten und 
Verbrauchern hingewirkt werden kann. 

Zur Durchsetzung der Umweltvorsorge hält die 
Bundesregierung eine wirksame Anwendung des 
Kooperationsprinzips für erforderlich. Umweltvor- 
sorge umfaßt daher auch die Vorgabe mittel- und 
längerfristiger Zielsetzungen für die Wirtschaft. 
Hier kommen je nach umweltpolitischer Bedeutung 
des Einzelfalls Selbstverpflichtungen und Zusagen 
der Wirtschaft, Absichtserklärungen über zukünf- 
tige Regelungen oder auch rechtliche Fixierungen 
zukünftiger Anforderungen in Betracht. Dies ist 
Voraussetzung dafür, daß sich die Dynamik der 
Marktwirtschaft auch zum Nutzen des Umwelt- 
schutzes auswirkt und daß der wettbewerbliche 
Prozeß der Entwicklung umweltschützender Inno- 
vationen zur Entfaltung gebracht wird. 


I. Umwelt- und verbraucherfreundliche Pro- 
dukte und Produktionsverfahren 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die ständig 
zunehmende Gefährdung der Gesundheit der 
Verbraucher 

— durch schädliche Stoffe in der Luft, im Wasser 
und im Boden, 


— durch Zusatzstoffe, gefährliche Schadstoffe 
und Rückstände in Lebensmitteln und Be- 
darfsgegenständen? 

Durch welche konkreten Schritte will sie die 
durch täglich neue Schreckensmeldungen verun- 
sicherten Verbraucher besser als bisher schüt- 
zen? 


Es ist unrichtig und irreführend — und trägt zu der 
von den Fragestellern erwähnten Verunsicherung 
der Verbraucher bei — , von „einer ständig zuneh- 
mende^) Gefährdung der Gesundheit der Verbrau- 
cher“ zu sprechen. Die Emission von Schadstoffen 
ist bereits in den vergangenen Jahren zurückgegan- 
gen. Sie wird sich durch die von der Bundesregie- 
rung getroffenen Maßnahmen bis Mitte der 90er 
Jahre — z. T. drastisch — weiter verringern. Daß 
von einer ständig zunehmenden Gesundheitsge- 
fährdung der Bevölkerung nicht die Rede sein 
kann, ergibt sich schon aus dem Rückgang des 
durchschnittlichen Krankenstandes und dem An- 
stieg der durchschnittlichen Lebenserwartung in- 
nerhalb der letzten zwanzig Jahre. 


Luft, Wasser ; Boden 

Da die Auswirkungen der in der Frage genannten 
möglichen Risikofaktoren nicht quantifizierbar 
sind, können zur Gesundheitsgefährdung nur indi- 
rekte Aussagen gemacht werden. Der Zustand der 
Umwelt kann grundsätzlich nur ausschnittweise, 
z. B. in den Bereichen Luft, Wasser, Boden, und 
auch hier in der Regel nur angenähert, in Zahlen 
beschrieben werden. 

Das so gewonnene Bild zeigt, daß die Belastung der 
Luft durch schädliche Stoffe in den letzten Jahren 
deutlich verringert werden konnte. Die Verunreini- 
gung der Luft hat seit Jahren insbesondere in den 
Ballungsräumen der Bundesrepublik Deutschland 
bei den wichtigsten Schadstoffen (z. B. Schwefeloxi- 
den, Kohlenmonoxid, Stäuben, Schwermetallen) 
deutlich abgenommen. Eine Ausnahme gilt bisher 
noch für Stickstoffoxide, die vor allem durch Kraft- 
fahrzeuge und Feuerungsanlagen emittiert wer- 
den. 

Für die weitere Verringerung der Luftverunreini- 
gung — insbesondere auch für den verstärkten 
Rückgang der Emission von Stickstoffoxiden — 
werden u. a. die Großfeuerungsanlagen-Verord- 
nung, die Neufassung der Technischen Anleitung 
zur Reinhaltung der Luft und Maßnahmen an 
Kraftfahrzeugen sorgen. 

Für die fünf wichtigsten Komponenten der Luftver- 
unreinigung sind nachfolgend der Verlauf der 
Emissionen seit 1980 und die erwartete weitere Ent- 
wicklung angegeben: 
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Jahresemissionen 

in Mio. t 


Komponente 

1980 

1982 

1984 

1995 

Progno- 

se*) 

Schwefeldioxid S0 2 

3,2 

2,9 

2,6 

i,i 

Stickstoffoxide 
angeg. als N0 2 

3,1 

3,0 

3,0 

1,7 

Kohlenmonoxid CO 

9,0 

7,4 

7,4 

3,7 

Staub 

0,75 

0,65 

0,65 

0,4 

Organische 

Verbindungen 

1,9 

1,8 

1,8 

1,2 


*) Den Prognosen liegen hinsichtlich der Pkw das Abgas- 
Emissionszenario des TÜV-Rheinland (1985), die Ener- 
giebedarf sprognose der Prognos-AG (1984), Annahmen 
zur Produktionsentwicklung bestimmter Industriegüter 
und die erwarteten Auswirkungen der von der Bundes- 
regierung ergriffenen bzw. vorgesehenen Maßnahmen 
zur Luftreinhaltung zugrunde. 

Während sich der Gewässergütezustand der Ober- 
flächengewässer seit Anfang der 70er Jahre in der 
Regel stetig verbessert hat, weil die Umweltschutz- 
investitionen im öffentlichen und privaten Bereich 
auf dem Sektor der Siedlungswasserwirtschaft ihre 
Wirkung nicht verfehlten, ist im Grundwasserbe- 
reich eher eine entgegengesetzte Tendenz festzu- 
stellen. Die Gefährdungen der Gewässer, ihre Be- 
wertung und Abhilfemaßnahmen sind ausführlich 
in der Antwort auf die Große Anfrage „Wasserver- 
sorgung“ (Drucksache 10/4420) vom 4. Dezember 
1985 dargelegt. 

Durch die o. e. Regelungen zur Begrenzung 
der Emissionen in den letzten Jahren (TA- Luft, 
Wasserhaushaltsgesetz usw., aber auch Anwen- 
dungsverbote und Anwendungsbeschränkungen für 
Pflanzenschutzmittel) wird die weitere Belastung 
der Böden durch schädliche Stoffe zurückgehen. 
Die Wirkung der unter dem Schlagwort „Saurer Re- 
gen“ geläufigen acidischen Depositionen (Schwefel- 
und Stickstoffverbindungen) auf landwirtschaftlich 
genutzte Flächen werden in der Regel durch kultur- 
bauliche Maßnahmen (Kalkung) ausgeglichen, so 
daß hier keine Schädigung der Böden oder gar der 
darauf produzierten Nahrungsmittel zu erwarten 
ist. Ein besonderes Problem stellen allerdings persi- 
stente, d. h. im Boden nicht oder nur in langen Zeit- 
räumen abbaubare Stoffe dar. Bei ihnen treten lo- 
kal für die Umwelt relevante Anreicherungen auf. 
Jedoch ist nicht jede Anreicherung bereits eine Ge- 
fährdung der Umwelt. Es bedarf hierzu vielmehr 
des Hinzutretens weiterer Umstände (z. B. Mobili- 
sierung für die Nahrungskette). 

Inwieweit auf Forstflächen eine Schädigung der Bö- 
den auftritt und inwieweit durch forstliche Maßnah- 
men „vor Ort“, insbesondere durch Walddüngung, 
zur Stabilisierung des Bodens und auch zur Nähr- 
stoffversorgung beigetragen werden kann, ist Ge- 
genstand umfangreicher Forschungsprogramme. 
Dabei wird auch zu klären sein, ob in Gebieten ba- 
senarmer Gesteine eine Bodenversauerung nachtei- 


lige Auswirkungen auf das Grundwasser hat. Aus- 
wirkungen landwirtschaftlicher Bodennutzung auf 
das Nahrungsmittel Trinkwasser über den Grund- 
wasserpfad werden bezüglich der wichtigsten Para- 
meter — Nitrat und Pflanzenschutzmittel — disku- 
tiert und untersucht. 

In dem am 1. Januar 1987 in Kraft tretenden Pflan- 
zenschutzgesetz sind u. a. die Vorschriften über die 
Zulassung und die Kennzeichnung von Pflanzen- 
schutzmitteln erheblich verschärft worden. Außer- 
dem sind erstmals eine allgemeine Anwendungs- 
norm sowie in weiterem Umfang persönliche Anfor- 
derungen (Sachkundenachweis) für die Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln eingeführt worden. 

Die Zulassung wird künftig — in Erweiterung der 
bisherigen Regelung — nur erteilt, wenn die Prü- 
fung eines Pflanzenschutzmittels ergibt, daß das 
Mittel bei bestimmungsgemäßer und sachgerechter 
Anwendung oder als Folge einer solchen Anwen- 
dung 

— keine schädlichen Auswirkungen auf die Ge- 
sundheit von Mensch und Tier und auf das 
Grundwasser sowie 

— keine sonstigen Auswirkungen, insbesondere 
auf den Naturhaushalt hat, die nach dem Stande 
der wissenschaftlichen Erkenntnisse nicht ver- 
tretbar sind. 

Besondere Bedeutung mißt die Bundesregierung 
kleinräumigen, teilweise sehr starken Bodenverun- 
reinigungen zu, von denen u. a. eine nachhaltige Ge- 
fährdung der Grundwasserqualität ausgehen kann. 
Insbesondere handelt es sich dabei um die große 
Zahl der vor Inkrafttreten des Abfallbeseitigungs- 
gesetzes 1972 entstandenen Altablagerungen sowie 
der kontaminierten Betriebsgelände. 

Die Erfassung, Bewertung und Sanierung solcher 
Altlasten ist Sache der Länder. Akute Altlastfälle, 
von denen eine Gefährdung für Gesundheit und Le- 
ben der Bürger ausgeht, werden von den Ländern 
in Zusammenarbeit mit den Kommunen bereinigt. 
Wichtig hierfür ist die systematische Erfassung der 
Altlasten, die derzeit auf Landesebene erfolgt, aber 
noch nicht abgeschlossen ist. 

Die Bundesregierung sieht in der Sanierung der 
Altlasten eine wichtige und dringende Aufgabe des 
Umweltschutzes. Sie wird im Rahmen ihrer Mög- 
lichkeiten unterstützend an einer Lösungs Strategie 
mitarbeiten, um die Einheitlichkeit der Vorgehens- 
weise im Bundesgebiet zu fördern. Die Bundesre- 
gierung unterstützt schon seit Jahren in erhebli- 
chem Umfang die Erforschung und Entwicklung 
neuer Technologien zur Auffindung, Analyse und 
Sanierung von Altlasten und erarbeitet zusammen 
mit den Ländern einheitliche Kriterien zur Erfas- 
sung, Bewertung und Beprobung von Altlasten. 
Darüber hinaus wird die abfallrechtliche Überwa- 
chung im Rahmen des vom Deutschen Bundestag 
am 18. Juni 1986 verabschiedeten Abfallgesetzes auf 
Altablagerungen aus der Zeit vor Inkrafttreten des 
Abfallbeseitigungsgesetzes (l.Juni 1972) ausge- 
dehnt. 
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Schließlich können leichtflüchtige halogenierte Lö- 
semittel und abwasserbürtige Schadstoffe Ursache 
für Grundwasserkontaminationen sein, deren Be- 
deutung durch gezielte Schutzmaßnahmen zurück- 
gedrängt wird. 

Wenn Wasservorkommen mit unzureichender Roh- 
wassergüte für die öffentliche Trinkwasserversor- 
gung genutzt werden müssen, werden in den örtli- 
chen Wasserwerken technische Aufbereitungsanla- 
gen eingerichtet, die den Schutz des Verbrauchers 
sicherstellen. 

Lebensmittel und Bedarfsgegenstände 

Die in der Frage enthaltene Unterstellung, daß die 
Gefährdung der Gesundheit des Verbrauchers 
durch Zusatzstoffe, gefährliche Schadstoffe und 
Rückstände in Lebensmitteln und Bedarfsgegen- 
ständen ständig zunehme, trifft nach Auffassung 
der Bundesregierung nicht zu. Ein besonderes An- 
liegen der Bundesregierung ist die Versorgung der 
Bevölkerung mit einwandfreien Lebensmitteln und 
gesundheitlich unbedenklichen Bedarfsgegenstän- 
den. Der Schutz des Verbrauchers vor gesundheit- 
lich bedenklichen Stoffen wird deshalb durch eine 
Vielzahl von Rechtsvorschriften gesichert, die fort- 
laufend an den Stand der wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse angepaßt werden. Lebensmittelzusatz- 
stoffe dürfen nach dem Lebensmittel- und Bedarfs- 
gegenständegesetz nur verwendet werden, wenn sie 
durch Rechtsverordnung ausdrücklich für diesen 
Zweck zugelassen sind. Die Zulassung wird nur er- 
teilt, wenn keine gesundheitlichen Bedenken beste- 
hen. Zu konkreten Schritten besteht angesichts der 
Rechtslage und der Zulassungspraxis keine Not- 
wendigkeit. Falls sich in Einzelfällen aufgrund 
neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse Zweifel an 
der gesundheitlichen Unbedenklichkeit eines zuge- 
lassenen Zusatzstoffs ergeben, wird die bestehende 
Zulassung überprüft. Sofern sich hierbei Bedenken 
ergeben, wird die Zulassung widerrufen. Auf die 
Antwort zu Frage 5 wird verwiesen. 

Soweit die ubiquitär vorkommenden persistenten 
Schadstoffe, z. B. PCB und Schwermetalle, auch in 
Lebensmitteln Vorkommen, ist die Bundesregie- 
rung um die Erarbeitung verbindlicher Höchstmen- 
genvorschriften bemüht. Als Orientierungsrahmen 
bestehen bereits jetzt Richtwerte des Bundesge- 
sundheitsamtes für Blei, Cadmium und Quecksil- 
ber, die auch toxikologische Gesichtspunkte der Be- 
lastung berücksichtigen. 

Die in der Pflanzenschutzmittel-Höchstmengenver- 
ordnung festgelegten Rückstandshöchstgehalte 
sind unter Zugrundelegung strenger wissenschaftli- 
cher Maßstäbe so niedrig festgesetzt, wie es die 
Erfordernisse des praktischen Pflanzenschutzes er- 
lauben und wie es mit dem Schutz der menschli- 
chen Gesundheit vereinbar ist. Die Zulassung von 
Pflanzenschutzmitteln und deren Höchstmengen- 
festsetzungen werden turnusmäßig überprüft mit 
dem Ziel einer Senkung der unvermeidbaren Rück- 
stände. Schon jetzt liegen Höchstmengen weit unter 
den toxikologisch relevanten Grenzwerten. Bei der 
Diskussion von Rückstandsfragen wird meist die 


falsche Annahme zugrunde gelegt, daß die Höchst- 
mengenvorschriften die tatsächliche Rückstandssi- 
tuation widerspiegelten. Tatsächlich liegt die Rück- 
standsbelastung jedoch durchweg deutlich unter 
den Höchstgrenzen, und sie zeigt bei vielen Stoffen 
rückläufige Tendenz. 

Auch Tierarzneimittel unterliegen der Zulassung 
durch das Bundesgesundheitsamt. Dabei werden 
Wartezeiten vorgeschrieben, die nach Anwendung 
von Tierarzneimitteln vor dem Inverkehrbringen 
der von Tieren stammenden Lebensmittel einzuhal- 
ten sind. Bestimmte Stoffe, wie z. B. gesundheitsge- 
fährdende Hormone, dürfen zur Herstellung von 
Tierarzneimitteln nicht verwendet werden. Andere 
Tierarzneimittel sind von der Anwendung bei be- 
stimmten Tierarten ganz oder teilweise ausge- 
schlossen. Bei der Zulassung von Tierarzneimitteln 
müssen vom pharmazeutischen Hersteller routine- 
mäßig anwendbare Nachweismethoden entwickelt 
werden, die die Rückstandsüberwachung erleich- 
tern. 

Darüber hinaus soll die Rückstandsüberwachung in 
den landwirtschaftlichen Betrieben und an leben- 
den Schlachttieren nach einheitlichen und reprä- 
sentativen Grundsätzen gestaltet werden. Dabei 
wird es in Zukunft auf die frühzeitige Aufdeckung 
eines möglichen Mißbrauches und einer Feststel- 
lung davon betroffener Bestände ankommen. Durch 
eine Änderung der Fleischhygieneverordnung wer- 
den die Voraussetzungen für die Intensivierung der 
Rückstandskontrollen geschaffen. 

Dem Schutz der Gesundheit des Verbrauchers im 
Bereich der Bedarfsgegenstände dient eine Reihe 
von Bestimmungen; so ist es z. B. durch die allge- 
meinen Schutzvorschriften des Lebensmittel- und 
Bedarfsgegenständegesetzes vom 15. August 1974 
u. a. verboten, Bedarfsgegenstände herzustellen 
und in den Verkehr zu bringen, die bei ihrem be- 
stimmungsmäßigen oder vorauszusehendem Ge- 
brauch geeignet sind, durch ihre stoffliche Beschaf- 
fenheit die Gesundheit des Verbrauchers zu schädi- 
gen. Darüber hinaus hat der Bundesminister für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit nach die- 
sem Gesetz weitere Regelungen erlassen, die dem 
vorbeugenden Gesundheitsschutz dienen. So wur- 
den beispielsweise Lebensmittelverpackungen aus 
PVC verboten, von denen gesundheitsschädliche 
Kunststoffanteile in die Lebensmittel übergehen 
können. Textile Bekleidungsgegenstände und Spiel- 
sachen dürfen nicht mehr mit bestimmten Flamm- 
schutzmitteln ausgerüstet werden, die in den Ver- 
dacht geraten sind, krebserregend zu sein. Für Ba- 
byschnuller und Sauger bestehen Grenzwerte hin- 
sichtlich der Abgabe von Nitrosaminen und nitro- 
sierbaren Stoffen. Ferner hat der Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit für 
Spielwaren und Scherzartikel Verbote bzw. Ein- 
schränkungen für die Verwendung bestimmter ge- 
sundheitlich nicht unbedenklicher Stoffe erlassen. 

Bei allen diesen Regelungen war EG-Recht zu be- 
achten. Gegenwärtig werden die gemeinschafts- 
rechtlichen Bestimmungen über den Lebensmittel- 
kontakt von Zellglasfolien und Keramikgegenstän- 
den in deutsches Recht umgesetzt. 
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Neben diesen verbindlichen Rechtsvorschriften gibt 
es zahlreiche Empfehlungen des Bundesgesund- 
heitsamtes sowie DIN-Normen, aber auch Selbst- 
verpflichtungen der Wirtschaft, in denen die Anfor- 
derungen an gesundheitlich unbedenkliche Be- 
darfsgegenstände festgelegt und regelmäßig auf 
den neuesten technischen und wissenschaftlichen 
Stand gebracht werden. Auf Inititative der Bundes- 
regierung hat die Wirtschaft in mehreren Berei- 
chen der Bedarfsgegenstände freiwillige Selbstbe- 
schränkungen zur Verstärkung des Verbraucher- 
schutzes ergriffen. Dadurch wurde zunächst der Er- 
laß von Rechtsverordnungen entbehrlich. Es han- 
delt sich um die Bereiche der Imprägniersprays für 
Leder, um hypochlorithaltige Haushaltsreiniger 
und um die Verwendung kindergesicherter Packun- 
gen für bestimmte Bedarfsgegenstände. Anlaß wa- 
ren gesundheitliche Beeinträchtigungen bei nicht 
vorschriftsmäßiger Verwendung bestimmter Haus- 
haltsmittel. 

Soweit der Vollzug, der weitgehend den Ländern 
obliegt, angesprochen ist, wird die Bundesregierung 
auch weiter prüfen, wie sie die Erfassung und Be- 
wertung der Gefährlichkeit potentieller Schadstoffe 
in der Umwelt sowie in Lebensmitteln und Bedarfs- 
gegenständen intensivieren und damit die Möglich- 
keiten zum Schutz des Verbrauchers weiter verbes- 
sern kann. Die Erfahrung in der Zusammenarbeit 
des Bundesgesundheitsamtes mit den Ländern hat 
gezeigt, daß die Zentralisierung der Literaturaus- 
wertung, der Methodenentwicklung und die Erfor- 
schung neu auftretender Probleme beim Bundesge- 
sundheitsamt die Effizienz und Umsetzung der res- 
sortbezogenen Forschung steigert. 

Die Bundesregierung wird fortfahren, die Verhält- 
nisse in der Umwelt, im Innenraum und auf dem 
Gebiet der Lebensmittel und Bedarfsgegenstände 
klar und offen darzustellen. Diese Informationen 
werden sowohl von den zuständigen Oberbehörden 
als auch von anderen Institutionen, etwa den Ver- 
braucherorganisationen, auf den verschiedensten 
Wegen in die Öffentlichkeit getragen. Die Bundes- 
regierung wird auch in Zukünft auf diese Weise zu 
einer sachlichen Aufklärung des Bürgers beitra- 
gen. 


2. Wie will die Bundesregierung sicher stellen, daß 
umweit- und gesundheitsschädliche Prokukte als 
solche schneller erkannt und aus dem Verkehr 
gezogen werden, z. B. durch effektivere Kontrol- 
len oder durch gesetzliche Regelungen von Rück- 
rufpflichten der Produzenten und Informations- 
pflichten der Behörden? Mit welchen Maßnah- 
men wird sie die Einführung fortlaufender Kon- 
troll- und Erfassungssysteme (Monitoring-Syste- 
me, Krebs- und Allergie-Register) zur Erkennung 
umweit- und gesundheitsschädlicher Produkte 
stärker durchsetzen? 

Bereits in ihrer Antwort auf die Frage 3 der Großen 
Anfrage zum Thema „Chemie im Haushalt und In- 
nenraumbelastung“ (Drucksache 10/4285) hat die 
Bundesregierung auf das Programm „Bedarfsge- 
genstände“ und die einschlägigen Erfahrungen hin- 
gewiesen. 


Der Bundesregierung liegt ein Vorschlag des Bun- 
desgesundheitsamts für die modellhafte Entwick- 
lung und Erprobung eines bundesweiten Überwa- 
chungssystems (Monitoring) vor, das der Ermitt- 
lung der Belastung von Lebensmitteln mit Schwer- 
und Halbmetallen, Rückständen von Pflanzen- 
schutzmitteln und anderen ausgewählten Chemika- 
lien dienen soll. Dieses System soll einerseits durch 
eine Koordination der jeweiligen Anstrengungen 
der Länder und des Bundes repräsentative Aussa- 
gen zulassen und andererseits die tatsächliche Be- 
lastungssituation und gegebenenfalls die Gefähr- 
dung bestimmter Verbraucher auf zeigen. Über die 
Finanzierung einer etwa zweijährigen Definitions- 
und Pilotphase für dieses Projekt wird auf der 
Grundlage eines hierzu vorzulegenden überarbeite- 
ten Arbeitsplans entschieden. 

Zur Einrichtung eines zentralen bundesweiten 
Krebsregisters fehlt dem Bund die Zuständigkeit. 
Für die Bearbeitung vordringlicher epidemiologi- 
scher Fragestellungen reicht jedoch nach Ansicht 
von Fachleuten eine genügend große Anzahl regio- 
naler Krebsregister aus. Dabei ist es wichtig, in 
dem Einzugsbereich des jeweiligen Krebsregisters 
die Erkrankungen möglichst vollständig zu erfas- 
sen, damit aussagekräftige Ergebnisse zustande 
kommen. Für den Auf- und Ausbau solcher Krebs- 
register wie auch für die Schaffung der nötigen 
gesetzlichen Voraussetzungen sind jedoch die Län- 
der zuständig. Die Bundesregierung hat im Rah- 
men des Gesamtprogramms zur Krebsbekämpfung 
die erforderlichen Vorarbeiten erbracht und fördert 
auch die bestehenden Register. Die vier existieren- 
den regionalen Register können den Bedarf an epi- 
demiologischen Grunddaten jedoch nicht erfüllen. 
Für eine umfassendere Kontrolle des Krebsgesche- 
hens ist auf lange Sicht eine flächendeckende 
Krebsregistrierung anzustreben. 

In dem Vorhaben „Fachdokumentation Krebs“ läßt 
die Bundesregierung durch das Bundesgesund- 
heitsamt die bei den o. g. regionalen Registern vor- 
liegenden anonymisierten Daten zusammenführen 
zum Zweck einer gemeinsamen, vergleichenden 
Auswertung. 

Nach Aussagen führender Dermatologen ist der 
weit überwiegende Anteil von Allergien auf biogene 
Allergene zurückzuführen. Das sind u. a. Pollen, 
Pilzsporen, Nahrungsmittel, Tierhaare, Insekten- 
stäube. 

Zur Frage der Einrichtung eines Allergie-Registers 
ist der Bundesregierung bekannt, daß etwa 10 bis 
15 % der Bevölkerung unter Allergien leiden. Wenn 
auch nach Meinung von Experten keine sicheren 
Anhaltspunkte für ein Ansteigen der Zahl der Aller- 
giker bestehen, wird andererseits die Auffassung 
vertreten, daß die auf allergische Reaktionen zu- 
rückzuführenden Gesundheitsschäden eingedämmt 
werden müssen, und zwar sowohl in der Allgemein- 
heit als auch in einzelnen Gruppen, die bekannten 
Allergenen in ihrem Beruf ausgesetzt sind. Um das 
Gefährdungspotential entscheidend zu minimieren 
bzw. auszuschalten, sind alle Möglichkeiten zur Re- 
duzierung bzw. Eliminierung konsequent auszu- 
schöpfen. 
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In diesem Zusammenhang ist auch die Haustierhal- 
tung zu überdenken wegen der Häufigkeit der Al- 
lergien auf Tierhaare (z. B. von Hunden, Katzen, 
Hamstern, Meerschweinchen). 

Die Zusammenhänge bei der Allergieverursachung 
durch Chemikalien sind zum Teil noch ungeklärt 
Daher sollen verstärkt die wissenschaftlichen 
Grundlagen für ein Gefährlichkeitsmerkmal „sensi- 
bilisierend“ erarbeitet werden. Die Bundesregie- 
rung hat das Bundesgesundheitsamt beauftragt, im 
Rahmen einer dort gegründeten Arbeitsgruppe zur 
Fortentwicklung toxikologischer Prüfmethoden u. a. 
auch der Fragestellung der Allergien auf breiter 
Basis nachzugehen. 

Eine Verbesserung der derzeitigen Prüfverfahren 
auf Sensibilisierung der Haut wurde bereits erzielt. 
Bisher gibt es noch keine verbindliche Liste von 
sensibilisierenden Stoffen, deren Seriosität und 
Vollständigkeit von einem kompetenten Gremium 
überwacht wird, wie es bei gefährlichen Arbeitsstof- 
fen der Fall ist. Deshalb werden gegenwärtig vom 
Bundesgesundheitsamt in Zusammenarbeit mit 
dem Umweltbundesamt die Grundlagen zur Auf- 
stellung einer Liste mit sensibilisierenden Stoffen 
erarbeitet Eine solche Liste wird dann ein weiteres 
wichtiges Hilfsmittel für gesundheits- und umwelt- 
politische Maßnahmen darstellen. 

Gegenwärtig werden schon alle neuen Stoffe im 
Rahmen der Prüfung nach dem Chemikaliengesetz 
auch auf sensibilisierende Eigenschaften geprüft 
und entsprechend eingestuft. Im Rahmen der 
Kennzeichnung von Stoffen, Zubereitungen und Er- 
zeugnissen nach der am 1. Oktober 1986 in Kraft 
getretenen Gefahrstoff-Verordnung werden — wie 
auch zuvor bereits nach der Arbeitsstoff-Verord- 
nung — in einer Vielzahl von Fällen Gefahrenhin- 
weise im Rahmen der sog. R-Sätze gegeben (R-Satz 
42 „Sensibilisierung durch Einatmen möglich“, R- 
Satz 43 „Sensibilisierung durch Hautkontakt mög- 
lich“). 

Im übrigen hat sich die Bundesregierung bereits in 
der Antwort auf die Große Anfrage „Chemie im 
Haushalt und Innenraumbelastung“ (Drucksache 
10/4285, Antwort auf Frage 31) zu den Problemen 
eines Allergieregisters geäußert. 


3. Wie will die Bundesregierung die Erforschung 
und Bewertung der Gefährlichkeit bestimmter 
Stoffe und Produkte beschleunigen? Wie will die 
Bundesregierung dabei die Unabhängigkeit der 
Gutachter-Gremien von wirtschaftlichen Interes- 
sengruppen sicherstellen? 

Zur Beantwortung dieser Frage wird zunächst auf 
den Bericht der Bundesregierung an den Bundestag 
zum Chemikaliengesetz hingewiesen (Drucksache 
10/5007). Dort wird unter Punkt 3.5.3 aufgezeigt, wie 
die Bundesregierung die angesprochene Aufgabe 
bisher bearbeitet hat und in Zukunft diese Bearbei- 
tung intensivieren wird. 

Weiter ist darauf hinzuweisen, daß in verschie- 
denen Forschungsprogrammen Fragen zur Wir- 


kung gefährlicher Stoffe bereits berücksichtigt wer- 
den. 

Zur raumlufthygienischen Beurteilung von Stoffen 
und Geräten, z. B. Luftbefeuchtern u. ä., die im In- 
nenraum verwendet werden, ist beim Bundesge- 
sundheitsamt die sog. Innenraumkommission aus 
unabhängigen Fachleuten gebildet worden. In die- 
ser Kommission werden u. a. die Grundlagen für 
ein an der Dringlichkeit orientiertes Forschungs- 
programm zur Erfassung und Bewertung von 
Schadstoffen in der Raumluft erarbeitet. 

Die Bundesregierung wird im Zusammenhang mit 
diesen und den bereits o. g. Aufgaben prüfen, ob ein 
personeller Ausbau des Bundesgesundheitsamtes 
möglich ist, um dessen Personalausstattung in ein 
angemessenes Verhältnis zu den neu anstehenden 
Aufgaben bei der Erforschung und Bewertung der 
Gefährlichkeit von Stoffen und Produkten zu set- 
zen. Das Bundesgesundheitsamt erfüllt die Voraus- 
setzung der Unabhängigkeit von wirtschaftlichen 
Interessengruppen. 

Das Amt wird sich in bewährter Weise der Mitwir- 
kung von Kommissionen bedienen. 

Das Bundesgesundheitsamt arbeitet, ebenso wie 
andere zuständige oberste Bundesbehörden, in 
zahlreichen Gremien mit, z. B. in der Strahlen- 
schutzkommission, der VDI-Kommission zur Rein- 
haltung der Luft, in den technischen Gremien des 
Wasser- und Baufaches, bei der Erstellung von DIN- 
Normen, und es unterstützt die Bundes- und Lan- 
desbehörden bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
beim Umwelt- und Verbraucher schütz. Auf diese 
Weise ist für eine rasche Umsetzung von For- 
schungsergebnissen in die Praxis gesorgt. 


4. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 
bei chemischen Haushaltsprodukten durch Zu- 
lassungsverfahren und Verbote, ähnlich wie bei 
Arzneimitteln, und durch die Regelung von Infor- 
mations- und Kennzeichnungspflichten, z. B. in 
bezug auf Inhaltsstoffe und schädliche Produkt- 
eigenschaften beim Gebrauch und bei der Besei- 
tigung, den Schutz der Verbraucher und der Um- 
welt zu verbessern, und welche Maßnahmen wird 
sie hierzu ergreifen? 

Im Hinblick auf die bisherigen Erfahrungen will die 
Bundesregierung für die Sicherstellung des Ver- 
braucher- und Umweltschutzes an der grundsätzli- 
chen Verantwortung desjenigen, der ein Produkt in 
den Verkehr bringt, festhalten. Dies entspricht auch 
dem Verursacherprinzip. 

Damit Hersteller, Importeure und Handel dieser 
Verantwortung angesichts steigender Anforderun- 
gen an Gesundheits- und Umweltvorsorge gerecht 
werden können, bedarf es der Bereitstellung ent- 
sprechender wissenschaftlicher Untersuchungs- 
und Prüfmethoden. 

Auch die Frage nach der Notwendigkeit von Maß- 
nahmen zur Verbesserung des Schutzes der Ver- 
braucher bei chemischen Haushaltsprodukten kann 


6 



Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Drucksache 10/6630 


umfassend erst nach Ermittlung des bestehenden 
Gefährdungspotentials und des sich daraus erge- 
benden Regelungsbedarfs beantwortet werden. 

Eine Sachverständigengruppe des Bundesgesund- 
heitsamtes prüft derzeit, ob beim Inverkehrbringen 
von Insektiziden für den Gebrauch im Haushalt 
über die bestehenden lebensmittelrechtlichen Vor- 
schriften hinaus noch besondere Regelungen erfor- 
derlich sind. 

Derartige Mittel bedürfen, wenn sie nicht zur amtli- 
chen Entwesung nach § 10 c Bundesseuchengesetz 
eingesetzt werden sollen, z. Z. keiner Registrierung, 
Zulassung oder Anerkennung. Das Bundesgesund- 
heitsamt prüft jedoch von sich aus und auf Antrag 
des Herstellers diese Mittel auf Brauchbarkeit in 
Form eines Anerkennungsverfahrens und veröf- 
fentlicht die auf diese Weise anerkannten Mittel im 
Bundesgesundheitsblatt. Auch zur Erfüllung derar- 
tiger Aufgaben prüft die Bundesregierung, ob im 
Bundesgesundheitsamt auf der Basis der dort be- 
reits vorhandenen experimentellen und theoreti- 
schen Sachkenntnisse die notwendigen Erweiterun- 
gen geschaffen werden können, die eine gesund- 
heitliche und ökotoxikologische Bewertung poten- 
tiell gefährlicher chemischer Haushaltsprodukte 
mit der nötigen Intensität und Systematik unter 
Berücksichtigung der Anwendungsbedingungen er- 
möglichen. 

Die Novelle zum Waschmittelgesetz („Wasch- u. Rei- 
nigungsmittelgesetz“, WRMG) hat zum Ziel, die Ge- 
wässerbelastung zu verringern. Dies soll geschehen 
durch eine Erweiterung der Ermächtigung zur Ein- 
führung von Beschränkungen und Verboten be- 
stimmter Waschmittelinhaltsstoffe. Ferner sind u. a. 
vorgesehen eine Verbesserung des Systems der 
Meldung der Rahmenrezepturen an das Umwelt- 
bundesamt, Verbesserung der Verbraucherinforma- 
tion über die Zusammensetzung und Umweltrele- 
vanz von Wasch- u. Reinigungsmitteln, Beschrän- 
kung der Verwendung von chlororganischen Ver- 
bindungen und anderen schwer abbaubaren In- 
haltsstoffen. Schließlich werden u. a. erweiterte An- 
forderungen an die biologische Abbaubarkeit der 
Inhaltsstoffe vorgesehen. 


5. Für welche umweit- und gesundheitsgefährden- 
den Stoffe und Produkte sind in den letzten Jah- 
ren Herstellungs- und Verwendungsverbote bzw. 
-beschränkungen durchgesetzt worden, und für 
welche Stoffe und Produkte werden solche Ver- 
bote und Beschränkungen mit welchen Zeitplä- 
nen und aufgrund welcher gesetzlichen Vor- 
schriften von der Bundesregierung in Erwägung 
gezogen? 

Im Immissionsschutzrecht wurden bereits 1971 
durch das Benzinbleigesetz Beschränkungen des 
Bleigehaltes im Ottokraftstoff eingeführt. Der Blei- 
gehalt ist hier inzwischen durch steuerliche Maß- 
nahmen bei Kraftstoff und Kraftwagen und Einfüh- 
rung der (auf bleifreies Benzin angewiesenen) Ka- 
talysatortechnik weiter zurückgegangen. 


Mit der 3. Verordnung zum Bundes-Immissions- 
schutzgesetz wurde der Schwefelgehalt im leichten 
Heizöl herabgesetzt, die 10. Verordnung nach dem 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchV) vom 
25. Juli 1978 schränkt die Verwendung von polychlo- 
rierten Biphenylen (PCB), polychlorierten Terphe- 
nylen (PCT) und Vinylchlorid (VC) stark ein. Der- 
zeit wird eine Neufassung dieser Verordnung er- 
stellt, die die sog. 2. PCB-Richtlinie der EG 
(85/467/EWG) vom 1. Oktober 1985 umsetzt und ein 
nahezu vollständiges Verbot von PCB vorsieht. 

Nicht zuletzt als Folge von Untersuchungen des 
Bundesgesundheitsamtes wird schon heute von der 
Industrie in der Bundesrepublik auf den Einsatz 
von Pentachlorphenol in Holzschutzmitteln verzich- 
tet. Mit der am 1. Oktober 1986 in Kraft getretenen 
Gefahrstoffverordnung wird dieser Wirkstoff end- 
gültig für die Verwendung in Innenräumen verbo- 
ten. 

In der öffentlichen Wasserversorgung wird eine ef- 
fektive Kontrolle gefährlicher Stoffe aufgrund 
der Trinkwasser-Aufbereitungsverordnung in der 
Weise durchgeführt, daß Zusatzstoffe und ihre Re- 
aktionsprodukte in gesundheitsschädlichen Kon- 
zentrationen weitgehend ausgeschlossen werden. 
Als Beispiel wird auf die Regelung des Chlorzusat- 
zes verwiesen; Chlor ist nur noch für die Desinfek- 
tion, nicht jedoch für die Oxidation bei der Trink- 
wasseraufbereitung zugelassen. Außerhalb der öf- 
fentlichen Wasserversorgung wird über das Nor- 
mungswerk und über Empfehlungen des Bundesge- 
sundheitsamtes die Verwendung gesundheitsschäd- 
licher Produkte zurückgedrängt (Beispiel: Toilet- 
tensteine). 

Aufgrund der seit 1959 bestehenden restriktiven 
Rechtsvorschriften für fremde Stoffe bzw. Zusatz- 
stoffe dürfen zahlreiche Stoffe, deren Verwendung 
früher zulässig war, bei der Herstellung von Le- 
bensmitteln heute nicht mehr verwendet werden. 
Für Nitrit und Nitritpökelsalz sind die bereits seit 
1934 geltenden Herstellungsverbote und Verwen- 
dungsbeschränkungen durch die Verordnung über 
die Zulassung von Nitrit und Nitrat zu Lebensmit- 
teln vom 19. Dezember 1980 (BGBl. I S. 2313) we- 
sentlich eingeengt worden. Wie schon in der Ant- 
wort zu Frage 1 dargelegt, sind arzneimittelrechtli- 
che und lebensmittelrechtliche Maßnahmen ergrif- 
fen worden, um gesundheitsgefährdende Stoffe zur 
Herstellung von Tierarzneimitteln zu verbieten, 
bzw. ihre Anwendung bei Tieren, die der Lebens- 
mittelgewinnung dienen, ganz oder teilweise zu un- 
tersagen (z. B. Chloramphenicol). 

Darüber hinaus wird zur Sicherung der Trinkwas- 
sergewinnung eine Beschränkung des Eintrags von 
Nitrat und von Pflanzenschutzmitteln in das Roh- 
wasser angestrebt. Hierzu ist an einen strengeren 
Vollzug des Wasserhaushaltsgesetzes, insbesondere 
im Hinblick auf landwirtschaftliche Intensivkultu- 
ren, zu denken. 

Zur weiteren Beantwortung wird insbesondere auf 
die am 1. Oktober 1986 in Kraft getretene Verord- 
nung über gefährliche Stoffe — GefahrstoffV — so- 
wie die ihr zugrunde liegenden bisherigen Giftver- 
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Ordnungen der Länder einschließlich der Verord- 
nung über gefährliche Arbeitsstoffe Bezug genom- 
men, die u. a. Verbotsregelungen für Asbest, For- 
maldehyd und Dioxine enthält (BGBL I S. 1470). 


6. Welche Richtlinien und Verordnungen oder auch 
Direktiven sind auf EG-Ebene zur Verbesserung 
und Harmonisierung des Umwelt- und Verbrau- 
cherschutzes inzwischen beschlossen worden 
und in Kraft getreten? Sind diese Richtlinien und 
Verordnungen von der Bundesregierung in natio- 
nales Recht umgesetzt und angewendet worden? 
Welche Vorschläge für EG-Richtlinien und -Ver- 
ordnungen zum Umwelt- und Verbraucherschutz 
befinden sich gegenwärtig noch in Beratung? 
Welche zeitlichen Planungen liegen den Beratun- 
gen zugrunde? Welche dieser Vorschläge werden 
von der Bundesregierung unterstützt, welche 
nicht? 

Umwelt-Medien 

Zur Luftreinhaltung hat die EG bisher Richtlinien 
mit Immissionsbegrenzungen für Schwefeldioxid 
und Schwebstaub (15. Juli 1980), Blei (3. Dezember 
1982) und Stickstoffdioxid (7. März 1985) erlassen, 
die in nationales Recht umgesetzt sind oder noch 
umgesetzt werden sollen. 

Die EG-Richtlinien „Wasser für den menschlichen 
Gebrauch“, „Oberflächenwasser für Trinkwasser“ 
und „Badegewässer“ wurden bereits umgesetzt. Die 
Maßnahmen zur Harmonisierung der Analysenvor- 
schriften befinden sich im Rahmen der genannten 
Vorschriften in der Weiterentwicklung. 


Chemikalienregelungen 

Auf EG-Ebene wurden verschiedene Richtlinien zur 
Einstufung und Kennzeichnung gefährlicher Stoffe 
und Zubereitungen weiterentwickelt und in Kraft 
gesetzt. Eine Verbesserung und Harmonisierung 
des Verbraucherschutzes wird dadurch erreicht, 
daß gemäß Anhang VI der Richtlinien Verbraucher- 
produkte in Abhängigkeit von gefährlichen Inhalts- 
stoffen einer Einstufungs- und Kennzeichnungs- 
pflicht unterworfen werden. 

Grundlage der Einstufung und Kennzeichnung ist 
die EG-Richtlinie 67/548/EWG vom 27. Juni 1967 in 
Form ihrer 6. Änderungsrichtlinie (79/831/EWG) 1 ). 

Mit der 5. Anpassung 2 ) wurde der Annex VI Ab- 
schnitt II D (der sogenannte Kennzeichnungsleitfa- 
den) dieser Richtlinie eingeführt. 

Er stellt eine Anweisung zur Umsetzung von Prüf- 
ergebnissen aus toxikologischen Untersuchungen 
in Maßnahmen zur Einstufung und Kennzeichnung 


x ) Richtlinie des Rates vom 18. September 1979 zur 6. Än- 
derung der Richtlinie 67/548/EWG zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Einstu- 
fung, Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher 
Stoffe, ABI. Nr. L 259 vom 15. Oktober 1979 

2 ) Kommissionsrichtlinie 83/467/EWG vom 29. Juli 1983 
ABI. Nr. L 257 vom 16. September 1983 


dar. Gerade hinsichtlich besonderer Gefahren ge- 
sundheitlicher Art (krebserzeugende, fruchtschädi- 
gende, erbgutverändernde, sensibilisierende und 
chronisch toxische Wirkungen von Stoffen und Zu- 
bereitungen) wird hiermit eine erste gemein- 
schaftsrechtliche Regelung getroffen. 

Mit der 6. Anpassung der 67er Richtlinie (Metho- 
den) 3 ) wird die Prüfung von Stoffen auf ihre toxiko- 
logischen, physikalisch-chemischen und umweltre- 
levanten Wirkungen innerhalb der EG harmoni- 
siert. 

Auf dem Gebiet der gefährlichen Zubereitungen 
wurde die bisher ausgesetzte Schädlingsbekämp- 
fungsmittel-Richtlinie 78/631/EWG durch Neufas- 
sung der Anhänge II und III geändert 4 ). Sie ist da- 
mit erst in Kraft gesetzt worden. 

Die genannten EG-Richtlinien werden mit der Ge- 
fahrstoffverordnung auf Grund des Chemikalienge- 
setzes umgesetzt. Die neuen Regelungen zur Ein- 
stufung und Kennzeichnung werden bereits bei den 
Anmelde- und Mitteilungsverfahren für neue Stoffe 
nach dem Chemikaliengesetz angewendet. 


Verbraucherprodukte und Lebensmittel 

Dem Rat liegt ein Richtlinienvorschlag der EG- 
Kommission zur generellen Einstufung und Kenn- 
zeichnung gefährlicher Zubereitungen vor. Damit 
sollen auch Verbraucherprodukte wie Haushalts- 
und Hobby-Chemikalien, Reinigungs- und Pflege- 
mittel, Photochemikalien und dergleichen erfaßt 
werden. Gewünscht wird eine einheitliche Regelung 
für alle gefährlichen Zubereitungen. 

Der Vorschlag wird im Prinzip unterstützt. In den 
Expertengremien der Ratsberatungen ist man sich 
jedoch einig, daß wesentliche Änderungen erforder- 
lich sind, um eine derartige Richtlinie praktikabel 
zu gestalten. 

Die am 1. Oktober 1986 in Kraft getretene Gefahr- 
stoffverordnung enthält in Anhang I Nr. 2.4 eine 
Auffangklausel, die in dieser Beziehung keine Lük- 
ken läßt. In Verbindung mit Anhang VI können Ver- 
braucherprodukte einer Einstufungs- und Kenn- 
zeichnungspflicht unterworfen werden. 

In der Richtlinie des Rates vom 21. Dezember 1978 
über das Verbot des Inverkehrbringens und der An- 
wendung von Pflanzenschutzmitteln, die bestimmte 
Wirkstoffe enthalten (79/117/EWG) 5 ), sind Anwen- 
dungsverbote und -beschränkungen für bestimmte 
Pflanzenschutzmittelwirkstoffe bereits harmoni- 
siert worden; gleiches gilt für gemeinschaftlich fest- 
gesetzte Höchstmengen an Rückständen von Pflan- 


3 ) Kommissionsrichtlinie 84/449/EWG vom 25. April 1984 
ABI. Nr. L 251 vom 19. September 1984 

4 ) Richtlinie der Kommission vom 18. April 1984 zur 1. An- 
passung der Richtlinie 78/631/EWG des Rates zur An- 
gleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für 
die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung ge- 
fährlicher Zubereitungen (Schädlingsbekämpfungsmit- 
tel) 

5 ) ABI. Nr. L 33 vom 8. Februar 1979 


8 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/6630 


zenschutzmitteln (EG-Richtlinie 76/895/EWG vom 
23. November 1976 1 ), zuletzt geändert durch EG- 
Richtlinie 82/528/EWG vom 19. Juli 1982 2 )). Außer- 
dem ist die Einstufung, Verpackung und Kennzeich- 
nung gefährlicher Zubereitungen (Schädlingsbe- 
kämpfungsmittel) seit langem harmonisiert. 

Die gemeinschaftlich beschlossenen Anwendungs- 
verbote und -beschränkungen für Pflanzenschutz- 
mittelwirkstoffe sind mit der Pflanzenschutz-An- 
wendungsverordnung in nationales Recht umge- 
setzt. 

Durch eine Änderung der Richtlinie 81/602/EWG 
(Hormonrichtlinie), die vom Ministerrat der EG am 
31. Dezember 1985 nunmehr endgültig verabschie- 
det worden ist, werden in der Gemeinschaft Stoffe 
mit hormonaler Wirkung für Wachstumszwecke 
verboten. Diese Richtlinie setzt einen vorläufigen 
Schlußpunkt unter zahlreiche Vorschriften, die den 
Einsatz von Stoffen mit pharmakologischer Wir- 
kung in der Landwirtschaft regeln sollen (Richtli- 
nien über Tierarzneimittel, Richtlinie über Zusatz- 
stoffe in der Tierernährung etc.). 

Für den Bereich Lebensmittel sind folgende EG- 
Richtlinien zu nennen: 

— Richtlinie des Rates vonr 23. November 1976 
über die Festsetzung von Höchstgehalten an 
Rückständen von Schädlingsbekämpfungsmit- 
teln auf und in Obst und Gemüse (76/895/EWG), 
ABI. Nr. L 340/26 vom 9. Dezember 1976. 

— Richtlinie der Kommission vom 28. März 1980 
zur Änderung des Anhangs II der Richtlinie 
76/895/EWG des Rates über die Festlegung von 
Höchstgehalten an Rückständen von Schäd- 
lingsbekämpfungsmitteln auf und in Obst und 
Gemüse (80/428/EWG), ABI. Nr. L 102/26 vom 
19. April 1980. 

— Richtlinie des Rates vom 9. Februar 1981 zur 
Änderung des Anhangs II der Richtlinie 
76/895/EWG über die Festlegung von Höchstge- 
halten an Rückständen von Schädlingsbekämp- 
fungsmitteln auf und in Obst und Gemüse 
(81/36/EWG), ABI. Nr. L 46/33 vom 19. Februar 
1981. 

— Richtlinie des Rates vom 19. Juli 1982 zur Ände- 
rung des Anhangs II der Richtlinie 76/895/EWG 
über die Festlegung von Höchstgehalten an 
Rückständen von Schädlingsbekämpfungsmit- 
teln auf und in Obst und Gemüse (82/528/EWG), 
ABI. Nr. L 234/1 vom 9. August 1982. 

Diese Richtlinien sind in nationales Recht umge- 
setzt worden durch: 

— die Verordnung über Höchstmengen an Pflan- 
zenschutz- und sonstigen Mitteln sowie anderen 
Schädlingsbekämpfungsmitteln in oder auf 
Lebensmitteln und Tabakerzeugnissen (Pflan- 
zenschutzmittel-Höchstmengenverordnung — 
PHmV) vom 24. Juni 1982, BGBl. I S. 745. 


*) ABI. Nr. L 340 vom 9. Dezember 1976 
2 ) ABI. Nr. L 234 vom 9. August 1982 


— die Erste Verordnung zur Änderung der Pflan- 
zenschutzmittel-Höchstmengenverordnung vom 
18. April 1984, BGBl. I S. 635. 

Der Rat hat am 27. Mai 1986 folgende Richtlinien 
verabschiedet: 

— Richtlinie des Rates über die Festsetzung von 
Höchstgehalten an Rückständen von Schäd- 
lingsbekämpfungsmitteln auf und in Getreide, 
das zur menschlichen Ernährung bestimmt ist. 

— Richtlinie des Rates über die Festsetzung von 
Höchstgehalten an Rückständen von Schäd- 
lingsbekämpfungsmitteln auf und in Lebensmit- 
teln tierischen Ursprungs. 

Die Bundesregierung weist innerhalb der EG im- 
mer wieder auf die strengen, über das Gemein- 
schaftsrecht hinausgehenden eigenen nationalen 
Vorschriften in diesen Bereichen hin und würde es 
begrüßen, wenn auch andere Mitgliedstaaten ihrem 
Beispiel folgten. 

7. Wie kann das Schadenersatzrecht für durch Um- 
weltbelastungen erlittene gesundheitliche und 
materielle Schäden nach Meinung der Bundesre- 
gierung verbessert werden? Sind der Bundesre- 
gierung die im japanischen Recht entwickelten 
Beweislasterleichterungen bekannt? Wird sie 
diese Beweislasterleichterungen vollständig oder 
teilweise in deutsches Recht übernehmen? 


Der Bundesgerichtshof hat bereits in früheren Ent- 
scheidungen dem Anspruchsteller, der aus uner- 
laubter Handlung Ersatz für die Schadensfolgen 
von ihn treffenden Emissionen begehrt, wegen der 
regelmäßig erheblichen Beweisschwierigkeiten für 
den tatbestandsmäßigen Nachweis des ursächli- 
chen Zusammenhangs zwischen Emission und 
Rechtsgutverletzung Beweiserleichterungen zugute 
kommen lassen (vgl. BGHZ 70, 102; BGH NJW 1983, 
2935). In seiner Entscheidung vom 18. September 
1984 hat der Bundesgerichtshof nun ausgeführt, daß 
in solchen Streitfällen auch hinsichtlich der Rechts- 
widrigkeit und des Verschuldens die allgemeinen 
Grundsätze der Verteilung der Beweislast im Rah- 
men von deliktischen Schadenersatzansprüchen 
durchbrochen werden können. Der Bundesgerichts- 
hof ist hier in Anlehnung an die Rechtsprechung 
zur Darlegungs- und Beweislastverteilung bei An- 
sprüchen aus § 906 Abs. 2 BGB (BGH WM 1971, 276, 
280; BGH NJW 1976, 797) sowie in Fortführung der 
von ihm entwickelten Grundsätze für eine Beweis- 
lastumkehr in den Fällen der Produkthaftung der 
Auffassung, daß es Sache des beklagten Emittenten 
ist, darzutun und zu beweisen, daß die von seinem 
Grundstück ausgehenden Emissionen sich im Rah- 
men einer ortsüblichen Benutzung seines Grund- 
stücks gehalten haben und daß er die ihm wirt- 
schaftlich zumutbaren Vorkehrungen getroffen hat, 
um eine Schädigung von Rechtsgütern des Klägers 
zu verhindern. Nach Auffassung der Bundesregie- 
rung ermöglicht diese Rechtsprechung in Fällen 
von Rechtsgutverletzungen durch Schadstoffemis- 
sionen sachgerechte und praxisnahe Lösungen. In 
der japanischen Rechtsprechung finden ähnlich 


9 



Drucksache 10/6630 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


weitgehende Grundsätze, wie sie die deutsche 
Rechtsprechung zur Beweislastverteilung bei Schä- 
den durch Schadstoffemissionen entwickelt hat, 
keine Anwendung. Grundsätzlich hat nach japani- 
schem Recht der Geschädigte als Kläger und An- 
spruchsteller die anspruchsbegründenden Tatsa- 
chen zu beweisen. Japanische Gerichte haben in 
einigen Fällen den Geschädigten Beweiserleichte- 
rungen zugestanden, die den von unserer Recht- 
sprechung entwickelten Grundsätzen über den An- 
scheinbeweis nahe kommen. 

Darüber hinaus wird teilweise nicht der naturwis- 
senschaftliche Nachweis der Kausalität zwischen 
Emission und Schaden verlangt, sondern der Nach- 
weis für ausreichend gehalten, daß eine Zunahme 
der Emissionen zu größeren Schädigungen führt 
oder führen würde. 

Im Ergebnis bleiben damit die in diesem Zusam- 
menhang von der japanischen Rechtsprechung ent- 
wickelten Grundsätze hinter den von der deutschen 
Rechtsprechung entwickelten Grundsätzen zurück. 

Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit hat im Rahmen des Umweltfor- 
schungsplans 1986 im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Justiz zu dem Thema „Privatrecht 
und Umweltschutz“ ein Gutachten vergeben, das 
u. a. auch die Problematik des Haftungsrechts und 
seiner möglichen Weiterentwicklungsbedürftigkeit 
behandeln wird. 


II. Umweltverträgliches Verbraucherverhalten 

8. Hält die Bundesregierung die Wirtschaftswer- 
bung für umweltbelastende bzw. gesundheitsge- 
fährdende Produkte, wie z. B. Zigaretten („Ich 
rauche gern“), bestimmte Waschmittel, Pflanzen- 
behandlungsmittel, Desinfektionsmittel und 
schnelle Autos für absatzfördernd? Ist dies er- 
wünscht? Mit welchen Maßnahmen und Gegen- 
informationen will sie sicherstellen, daß insbe- 
sondere Verbraucher mit geringen Kenntnissen 
und Erfahrungen, wie z. B. Kinder und Jugendli- 
che, nicht zu umweit- und gesundheitsschädli- 
chem Verhalten veranlaßt werden? Mit welchen 
Maßnahmen will die Bundesregierung die Öffent- 
liche Diskussion über Risiken, Verantwortbar- 
keit und Langfristgefahren heutigen Verbrau- 
cherverhaltens fördern und auf eine sachliche 
Basis stellen? Wie will sie verhindern, daß diese 
Diskussion durch die gezielten Anzeigen und 
Broschüren der Anbieterseite einseitig verharm- 
losend gesteuert wird? 

Zum Bereich Rauchen/Passivrauchen bereitet die 
Bundesregierung zur Zeit eine Reihe von Maßnah- 
men vor, die auf die Problembereiche Vertrieb (Ab- 
gabe an Jugendliche) sowie tabakrauchfreie Luft in 
öffentlichen Gebäuden gerichtet sind. Im Rahmen 
des Gesamtprogramms zur Krebsbekämpfung be- 
faßt sich eine besondere Arbeitsgruppe u. a. mit die- 
ser Thematik und hat bereits Vorschläge zur Auto- 
matenabgabe von Zigaretten an Jugendliche sowie 
zum Passivrauchen vorgelegt. 

Die Bundesregierung hat zu diesem Problemkreis 
am 27. Februar und am 21. April 1986 auf zwei Fra- 


genkataloge des Ausschusses für Jugend, Familie 
und Gesundheit des Deutschen Bundestages um- 
fangreich geantwortet (Ausschuß-Drucksachen 
10/191 und 10/207). Die Bundesregierung hat 
schließlich in ihrem Bericht an den Deutschen Bun- 
destag über die gegenwärtige Situation des Miß- 
brauchs von Alkohol, illegalen Drogen und Medika- 
menten (Drucksache 10/5856 vom 16. Juli 1986) noch 
einmal auf die Gefahren des Rauchens und die psy- 
chosozialen Zusammenhänge zwischen Rauchen 
und anderen gesundheitsriskanten Verhaltenswei- 
sen hingewiesen (S. 30/31). 

Das geltende Lebensmittelrecht enthält Werbe- 
beschränkungen und Werbeverbote für Tabaker- 
zeugnisse, die mißbräuchlicher Werbung entgegen- 
zuwirken bestimmt sind. Nach § 22 des Lebensmit- 
tel- und Bedarfsgegenständegesetzes (LMBG) vom 
15. August 1974 ist es verboten, für Zigaretten, ziga- 
rettenähnliche Tabakerzeugnisse und Tabaker- 
zeugnisse, die zur Herstellung von Zigaretten durch 
den Verbraucher bestimmt sind, in Rundfunk und 
Fernsehen zu werben. In bezug auf diese Medien 
bestehen also absolute Werbeverbote für die ge- 
nannten Tabakerzeugnisse. Darüber hinaus enthält 
§22 LMBG inhaltliche Werbeverbote für alle Ta- 
bakerzeugnisse. Die Beachtung dieser Vorschriften 
wird von den für die Lebensmittelüberwachung zu- 
ständigen Behörden der Länder überwacht. 

Neben den gesetzlichen Werbeverboten und Werbe- 
beschränkungen bestehen Selbstbeschränkungen 
der betroffenen Wirtschaftszweige auf dem Gebiet 
der Werbung. Beanstandungen geht der Verband 
der Cigarettenindustrie in Hamburg nach. 

Den Möglichkeiten, die Werbung weiter einzu- 
schränken oder ganz zu verbieten, sind letztlich aus 
verfassungsrechtlichen Gründen Grenzen gesetzt. 
Werbeverbote und -beschränkungen bedeuten ei- 
nen Eingriff in das nach dem Grundgesetz ge- 
schützte Recht auf freie Meinungsäußerung und 
auf freie Berufsausübung. Die gesamte Problematik 
der mit dem Rauchen verbundenen Gefahren war 
Gegenstand einer öffentlichen Anhörung von Sach- 
verständigen im April 1985 vor dem Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit des Deutschen 
Bundestages. Zur Frage des Einflusses von Wer- 
bung auf den Tabakkonsum haben Sachverständige 
ausgeführt, daß die Werbung auf den Gesamtkon- 
sum von Tabakerzeugnissen und — was in diesem 
Zusammenhang von besonderer Bedeutung ist — 
auf den Rauchbeginn von Kindern und Jugendli- 
chen keinen Einfluß hat. Werbung wirke sich ledig- 
lich auf den Absatz der einzelnen Marken aus. Für 
den Rauchbeginn seien z. B. Freunde, Verwandte 
oder besondere Gelegenheiten wie Parties und Ur- 
laub ausschlaggebend. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der 
Einfluß von Werbung auf den Konsum von Tabak- 
erzeugnissen zwar nicht generell verneint werden 
kann, daß den mit dem Rauchen verbundenen Ge- 
fahren jedoch auf andere Weise als durch weitere 
Werbebeschränkungen begegnet werden muß. Sie 
mißt hierbei der gezielten Aufklärung der Bevölke- 
rung besondere Bedeutung zu. Das Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
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bemüht sich mit zahlreichen Aufklärungsmaßnah- 
men (Informationsmaterial, Nichtraucher-Trai- 
ningsprogrammen), positiven Einfluß auf die Kon- 
sumentscheidung der Bevölkerung — insbesondere 
der jungen Menschen — zu nehmen, um so gesund- 
heitlichen Schäden entgegenzuwirken. 

In diese Richtung zielt auch der in der Zigaretten- 
werbung (Anzeigen und Plakate) und auf Zigaret- 
tenpackungen angebrachte Warnhinweis „Der Bun- 
desgesundheitsminister: Rauchen gefährdet Ihre 
Gesundheit“ mit den Angaben des Nikotin- und 
Kondensatgehalts. Warnhinweise und Schadstoff- 
angabe sind Appelle an den für seine Gesundheit 
verantwortlichen Bürger, sein Konsumverhalten zu 
überdenken und zu ändern. 

Über Gefahren durch chemische Haushaltspro- 
dukte informiert das Bundesgesundheitsamt die 
Bevölkerung („Vom Umgang mit Holzschutzmit- 
teln“, „Vom Umgang mit Formaldehyd“) und gibt 
Hinweise zu ihrer sinnvollen Verwendung. Die In- 
nenraumkommission bereitet die Herausgabe einer 
Reihe von Empfehlungen vor. 

Wirtschaftswerbung für Pflanzenschutzmittel be- 
schränkt sich in der Bundesrepublik Deutschland 
— im Gegensatz zu anderen Staaten — auf land- 
und forstwirtschaftliche sowie gärtnerische Fach- 
zeitschriften. In welchem Maße sich diese Werbung 
absatzfördernd auswirkt, kann nicht abschließend 
beurteilt werden. Jedoch werden in den Zeitschrif- 
ten ständig auch Berichte über die Wirksamkeit 
von Pflanzenschutzmitteln gegenüber Schadorga- 
nismen — gegebenenfalls unter Berücksichtigung 
von Schadens schwellen — sowie Berichte über Vor- 
sichtsmaßnahmen bei der Anwendung der Mittel 
publiziert. Auch kann angenommen werden, daß bei 
Fragen der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
im Zweifelsfall den Empfehlungen der amtlichen 
Beratung gefolgt wird. 

Im übrigen enthalten sowohl das geltende als auch 
das künftige Pflanzenschutzgesetz Bestimmungen 
hinsichtlich verbotener Angaben beim gewerbsmä- 
ßigen Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 
sowie in der Werbung für diese Mittel. 

Die Bundesregierung hat zum Problem „schnelle 
Autos “ in dem Verkehrssicherheitsprogramm 1984 
ausdrücklich herausgestellt, daß sie eine Produkt- 
werbung, die zu aggressivem Verhalten verleiten 
könnte, für sicherheitsabträglich hält. Sie hat daher 
die Wirtschaft aufgefordert, bei Automobilen künf- 
tig nicht mehr mit dem Kriterium „Geschwindig- 
keit“ zu werben. Des weiteren hat sie die Wirtschaft 
aufgefordert, bei der Produktwerbung für Motorrä- 
der und Zubehör in Zukunft zu vermeiden, inhalt- 
lich wie in der Werbegestaltung solche Eigenschaf- 
ten der Fahrzeuge herauszustellen, die zu aggressi- 
vem Fahrverhalten verleiten können. 

Die Automobilhersteller, Motorradhersteller und 
-importeure sowie die Werbewirtschaft haben auf 
diese Appelle reagiert. Durch freiwillige Selbstbe- 
schränkung ist es nach den Feststellungen der Bun- 
desanstalt für Straßenwesen gelungen, 1985 den 
Anteil sicherheitsabträglicher Werbung erheblich 
herabzusetzen. Der Bundesminister für Verkehr er- 


greift jede Gelegenheit, die Wirtschaft zu einem si- 
cherheitsfördenden Verhalten aufzufordern. 

Die Bundesregierung sieht hier ein begrüßenswer- 
tes Beispiel dafür, daß auch ohne Vorschriften ein 
wünschenswertes Verhalten erreicht werden kann. 
Die unter dem Gesichtspunkt der Sicherheit ver- 
folgten Ziele dienen ebenso dem Umweltschutz. 

9. Durch welche Maßnahmen können nach Mei- 
nung der Bundesregierung die Verbraucher am 
wirksamsten zum Kauf von umweltverträglichen 
Produkten veranlaßt werden? Wie beurteilt die 
Bundesregierung die folgenden Möglichkeiten, 
den Kauf und die Verwendung umweltverträgli- 
cher Produkte zu fördern, und welche wird sie 
dazu nutzen: 

— verstärkte Förderung vergleichender Waren- 
tests unter Umweltschutzgesichtspunkten, 

— Kennzeichnungspflicht für schädliche In- 
haltsstoffe oder Auswirkungen (z. B. Lärm), 

— Änderung der Güte-Kriterien in der Handels- 
klassenverordnung, 

— verstärkte Einbeziehung von Umweltschutz- 
kriterien in die Normung (wie bei wasserspa- 
renden Toiletten-Spülkästen), 

— Förderung der Entwicklung und Marktein- 
führung umweltfreundlicher Produkte, z. B. 
durch Umwelt-Gütezeichen, Verzeichnisse 
umweltfreundlicher Produkte, Bevorzugung 
umweltfreundlicher Produkte bei öffentlichen 
Aufträgen, 

— Regelung der Kriterien für umweltfreundlich 
hergestellte Produkte und deren Kennzeich- 
nung („Bio-Produkte“), 

— Abgaben/Pfand für Einweg-Verpackungen 
zur Abfallvermeidung und Rücknahmepflich- 
ten für umweltschädliche Produkte? 

Die Bundesregierung sieht angesichts des hohen 
Umweltbewußtseins in der Bevölkerung den wir- 
kungsvollsten Weg zur Förderung der Nachfrage 
nach umweltverträglichen Produkten in der Ver- 
mittlung von Informationen über die Umwelteigen- 
schaften von Erzeugnissen sowie in der Stimulie- 
rung eines verstärkten Wettbewerbs im Bereich der 
anbietenden Wirtschaft und des Handels. 

Die Bundesregierung stellt mit Befriedigung fest, 
daß die in der Verbraucherberatung tätigen Institu- 
tionen, die Umweltverbände und die Gemeinden 
sich in den letzten Jahren verstärkt um die Bera- 
tung und Aufklärung der Konsumenten über um- 
weltfreundliches Verbraucherverhalten bemühen. 
Auch die anbietende Wirtschaft und der Handel er- 
kennen zunehmend, daß der Verbraucher bereit ist, 
die Entwicklung umweltfreundlicher Waren zu ho- 
norieren. Die Bundesregierung hat diese Entwick- 
lung — wie im folgenden gezeigt wird — bereits in 
der Vergangenheit intensiv gefördert; sie wird dies 
auch in Zukunft tun. 

Zum 1. Anstrich 

Die Bundesregierung begrüßt die verstärkte Einbe- 
ziehung von Umweltaspekten in die Arbeit der Stif- 
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tung Warentest Bereits in den letzten Jahren hat 
die Stiftung sowohl im Bereich der vergleichenden 
Warentests als auch der allgemeinen Verbraucher- 
aufklärung die Umweltverträglichkeit von Produk- 
ten verstärkt beachtet Dies gilt z. B. für Waschmit- 
tel und Reinigungsmittel, WC-Hygieneprodukte so- 
wie die Geräuschentwicklung von Geräten. Durch 
die Satzungsänderung der Stiftung Warentest, die 
die Einbeziehung von Umweltaspekten in die Tätig- 
keit der Stiftung ausdrücklich im Aufgabenkatalog 
verankert, sind nunmehr alle Voraussetzungen ge- 
schaffen, um die Prüfung der Umwelteigenschaften 
von Produkten zu einem Bestandteil der Waren- 
tests zu machen. Die Umweltverträglichkeit von 
Waren erhält hierdurch in der Verbraucherinforma- 
tion den gleichen Stellenwert wie Fragen der Si- 
cherheit und Gebrauchstauglichkeit. 

Die Bundesregierung wird die Stiftung Warentest 
bei dieser Aufgabe auch in Zukunft unterstützen. 
Bereits heute besteht eine enge Zusammenarbeit 
zwischen der Stiftung und dem Umweltbundesamt. 
So beteiligte sich das Umweltbundesamt z. B. mit 
Mitteln aus dem Umweltforschungsplan des Bun- 
desministers für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit auch finanziell an einem Test über die 
Gebrauchstauglichkeit und Umweltbeeinflussung 
von alternativen Waschmitteln. Die Bundesregie- 
rung wird prüfen, wie diese Form der Unterstüt- 
zung in Zukunft noch verstärkt werden kann. 


Zum 2. Anstrich 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Antwort 
auf die Große Anfrage der Fraktion der SPD 
„Schutz vor Lärm“ zur Geräuschkennzeichnung 
Stellung genommen (Drucksache 10/566). Sie hält 
die Geräuschkennzeichnung für ein geeignetes Mit- 
tel, dem Verbraucher Entscheidungskriterien zu ge- 
ben, damit lärmarme Produkte die ihnen zukom- 
mende Position am Markt erreichen. Vorausset- 
zung für Regelungen sind jedoch genormte Meßme- 
thoden, mit denen vergleichbare Ergebnisse er- 
reicht werden können. Entsprechende Normungsar- 
beiten sind beim DIN-Deutsches Institut für Nor- 
mung e. V. — in Arbeit. 

Für Rasenmäher und eine Reihe von Baumaschi- 
nen schreiben bereits EG-Richtlinien eine Ge- 
räuschkennzeichnung vor. Diese Richtlinien wer- 
den z. Z. in innerstaatliches Recht umgesetzt. 

Im Chemikalienbereich gelten die Vorschriften der 
am 1. Oktober 1986 in Kraft getretenen Vorschriften 
der Gefahrstoffverordnung über die Kennzeich- 
nung von Stoffen, Zubereitungen und Erzeugnis- 
sen. 


Zum 3. Anstrich 

Die auf Grund des Handelsklassengesetzes vom 
23. November 1972 für bestimmte Erzeugnisse ein- 
geführten gesetzlichen Handelsklassen stützen sich 
im wesentlichen auf objektive, am Erzeugnis nach- 
prüfbare Qualitätsmerkmale (z. B. Größe, Gewicht). 
Objektive und praktikable Güte-Kriterien zur Iden- 


tifizierung „umweltverträglicher“ Erzeugnisse sind 
bisher nicht ausreichend bekannt. Bisherige Unter- 
suchungen, z. B. in der Bundesforschungsanstalt für 
Ernährung, Karlsruhe, haben zwar ergeben, daß es 
bei Inhaltsstoffen von Produkten, die entweder mit 
„konventionellen“ oder „alternativen“ Methoden er- 
zeugt wurden, Unterschiede geben kann. Diese sind 
aber nicht deutlich ausgeprägt, treten nicht regel- 
mäßig und nicht zugunsten einer bestimmten Wirt- 
schaftsweise auf und sind nur in Ausnahmefällen 
statistisch abzusichern. Deshalb können sie keine 
Grundlage für fundierte Aussagen zugunsten einer 
bestimmten Wirtschaftsweise oder für die Formu- 
lierung von Güte-Zeichen sein. 

Die Bundesregierung sieht daher gegenwärtig kein 
Erfordernis, die Merkmale der Handelsklassenver- 
ordnungen unter dem Gesichtspunkt „Umweltver- 
träglichkeit“ zu ändern. 


Zum 4 . Anstrich 

Die Bundesregierung sieht in der verstärkten Ein- 
beziehung von Umweltschutzkriterien in die Nor- 
mung eine unabdingbare Voraussetzung, um die 
Markteinführung und -durchsetzung umweltver- 
träglicher Produkt- und Verfahrensinnovationen im 
Interesse einer möglichst geringen Umweltbela- 
stung und einer größtmöglichen Schonung natürli- 
cher Ressourcen auf breiter Front sicherzustellen. 

In dem Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Deutschen Institut für Nor- 
mung (DIN) vom 5. Juni 1975 hat sich das DIN ver- 
pflichtet, bei seiner Normungsarbeit das öffentliche 
Interesse zu wahren. Die offiziellen Erläuterungen 
hierzu weisen darauf hin, daß unter öffentlichem 
Interesse insbesondere der Bereich des Umwelt- 
schutzes zu verstehen ist. 

Dementsprechend werden auch bei der Baunor- 
mung Umweltschutzgesichtspunkte berücksichtigt, 
wobei vor allem zwei Gebiete hervorzuheben sind: 
die Normung im Bereich der Energieeinsparung, 
die durch geringen Verbrauch natürlicher Brenn- 
stoffe und Verminderung von Emissionen immer 
auch Umweltschutz bedeutet, und die Regelung der 
Verwendung von Recyclingprodukten bei der Her- 
stellung von Baustoffen, wie z. B. Gips aus der 
Rauchgaswäsche von Kraftwerken, Flugasche aus 
Kraftwerksfiltern, Hochofenschlacke und syntheti- 
sches Anhydrit, das als Abfallprodukt bei der Fluß- 
säureherstellung anfällt. 

Über diese konkreten Ansätze hinaus hat das Um- 
weltbundesamt im Auftrag des Bundesministers 
des Innern untersuchen lassen, inwieweit Umwelt- 
aspekte bei der Normung berücksichtigt bzw. die 
Ziele des Umweltschutzes durch vorhandene Nor- 
men behindert werden. 

Der von der „Koordinierungsstelle Umwelt“ des 
Deutschen Instituts für Normung e.V. erarbeitete 
Forschungsbericht wird zur Zeit im Umweltbundes- 
amt ausgewertet. Schon jetzt ist erkennbar, daß 
durchaus positive Entwicklungen in einzelnen Nor- 
mungsbereichen zu verzeichnen sind, daß aber 
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noch Defizite bestehen, die sich derzeit noch nicht 
beseitigen lassen. 

Die Bundesregierung ist bemüht, dazu beizutragen, 
daß baldmöglichst die Voraussetzungen geschaffen 
werden, dem Umweltschutz den ihm gebührenden 
Rang in der Normung zu sichern. 

Zum 5. Anstrich 

Die Bundesregierung benutzt bereits seit langem 
die in der Großen Anfrage angesprochenen Instru- 
mente, um die Entwicklung und Markteinführung 
umweltfreundlicher Produkte zu fördern. Dies gilt 
für das Umweltzeichen, Verzeichnisse umwelt- 
freundlicher Produkte ebenso wie für das öffentli- 
che Beschaffungswesen. Im Rahmen der Aktion 
Umweltzeichen wurden seit 1977 in 37 Produktbe- 
reichen, in denen von konventionellen Produkten 
erhebliche Umweltbelastungen ausgehen, die An- 
forderungen an relativ umweltfreundliche Produkt- 
varianten erarbeitet. Solche Anforderungen für wei- 
tere etwa 40 Produktbereiche sind in Vorbereitung. 
Das Interesse der Hersteller am Umweltzeichen hat 
sich seit 1984 spürbar erhöht. Die Zahl der Produk- 
te, für die das Umweltzeichen in der Werbung be- 
nutzt werden darf, ist auf nunmehr fast 1 400 ange- 
stiegen. 

Neben den Verzeichnissen von Umweltzeichenpro- 
dukten liegt eine Reihe von weiteren Informations- 
quellen für umweltfreundliche Produkte vor, z. B. 
der Katalog von Asbestersatzstoffen und das Ver- 
zeichnis lärmarmer Baumaschinen. Demnächst 
wird das Umweltbundesamt ein Handbuch „Um- 
weltfreundliche Beschaffung“ veröffentlichen, in 
dem alle derzeit verfügbaren Informationen über 
umweltfreundliche Produkte zusammengestellt 
sind. Das Handbuch ist in erster Linie als Informa- 
tionshilfe für die öffentlichen Beschaffungsquellen 
gedacht. Wegen seiner breiten Produktpalette wird 
es aber auch für die privaten Verbraucher sowie die 
zahlreichen in Verbraucherzentralen und Gemein- 
den tätigen Beratungskräfte über umweltfreundli- 
chen Einkauf informieren. Die Bundesregierung 
sieht in der Vermittlung zuverlässiger Informatio- 
nen für Beschaffungsstellen ein geeignetes Mittel, 
die Nachfrage der öffentlichen Hand nach umwelt- 
freundlichen Produkten weiter zu erhöhen. 

Auf allen Ebenen der öffentlichen Verwaltung wer- 
den für auftragsvergebende Dienststellen Regelun- 
gen erlassen, nach denen bei Beschaffung und Ver- 
gabe umweltfreundlichen Produkten und Verfahren 
im Rahmen des Haushalts- und Vergaberechts der 
Vorzug zu geben ist. Auf die Beschlüsse der 23. Um- 
weltministerkonferenz vom 8./9. November 1984 
und der Wirtschaftsministerkonferenz vom 15. Fe- 
bruar 1985 wird verwiesen. Beide Konferenzen ha- 
ben sich für die verstärkte Beschaffung umwelt- 
freundlicher Produkte in möglichst vielen Berei- 
chen ausgesprochen. 

Ein wichtiger Schritt war in diesem Zusammen- 
hang auch die Novellierung der Verdingungsord- 
nung für Leistungen — ausgenommen Bauleistun- 
gen — (VOL/A) im Jahre 1984. Diese Vorschrift, die 


als Grundlage für öffentliche Warenbeschaffungen 
bei den öffentlichen Auftraggebern des Bundes und 
in den meisten Verwaltungen der Länder einge- 
führt ist, ist vom deutschen Verdingungsausschuß 
für Leistungen — ausgenommen Bauleistungen — 
(DVAL) (bestehend aus Vertretern der Bundesres- 
sorts, der Länder, der Kommunen, der Wirtschaft 
und des DGB) auch im Hinblick auf Umwelterfor- 
dernisse ausgerichtet worden: 

Umweltschutzgesichtspunkte können im Rahmen 
des haushaltsrechtlichen Grundsatzes der Wirt- 
schaftlichkeit und Sparsamkeit sowie des Grund- 
satzes wirtschaftlicher Beschaffung durchaus in die 
Beschreibung der zu beschaffenden Produkte auf- 
genommen werden; sie werden dann auch zu einem 
Entscheidungskriterium bei der Wertung der Ange- 
bote. 

Außerdem bietet die in die neue VOL/A auf genom- 
mene Vorschrift über die durch den Auftraggeber 
vorzunehmende Markterkundung sowie die durch 
die VOL/A (neu) wesentlich erweiterte Zulässigkeit 
der Abgabe von Nebenangeboten neue Möglichkei- 
ten, den Markt hinsichtlich umweltfreundlicher Al- 
ternativen zu erkunden, bzw. dem Auftraggeber die 
Kenntnis von umweltfreundlichen Produkten zu 
verschaffen. 

Eine Instrumentalisierung des Öffentlichen Auf- 
tragswesens im Sinne einer einseitigen Bevorzu- 
gung umweltfreundlicher Produkte ohne ausdrück- 
liche Verankerung der Umweltschutzanforderun- 
gen in der Leistungsbeschreibung, ggf. gar durch 
Mehrpreisgewährung, muß jedoch abgelehnt wer- 
den. Denn öffentliche Auftragsvergaben müssen 
aufgrund gesetzlicher Vorschriften (§ 30 Haushalts- 
grundsätzegesetz, § 55 Bundeshaushaltsordnung), 
den entsprechenden nationalen Vergabevorschrif- 
ten sowie gemäß den internationalen Verpflichtun- 
gen aus dem EG-Recht und dem GATT-Bereich 
nach Wettbewerbsprinzipien erfolgen. Es würde ei- 
nen nicht mit den wettbewerblichen Vergabegrund- 
sätzen zu vereinbarenden Vorteil beim Wettbewerb 
um öffentliche Aufträge bedeuten, wenn einer be- 
stimmten Bewerbergruppe oder bestimmten Her- 
stellern wegen umweltschutzrelevanter Merkmale 
ihrer Angebote der Zuschlag — noch dazu bei evtl. 
Mehrpreisgewährung — erteilt würde, ohne daß 
diese für den öffentlichen Auftraggeber im Ergeb- 
nis bedeutenden Merkmale zuvor durch die Lei- 
stungsbeschreibung allen Bewerbern um den Auf- 
trag bekanntgemacht worden sind. Diesen rechtli- 
chen Bindungen unterliegen alle Ebenen der öffent- 
lichen Verwaltung. 

Zum 6. Anstrich 

Ordnungsgemäße, sorgfältige Bewirtschaftung im 
Rahmen der bestehenden Rechtsvorschriften vor- 
ausgesetzt, sind qualitativ hochwertige, gesund- 
heitlich unbedenkliche Nahrungsmittel sowohl 
mit „konventionellen“ als auch mit „alternativen“ 
Bewirtschaftungsmethoden zu erzeugen. Deswe- 
gen gibt es aus Gründen des Verbraucherschutzes 
(Qualität generell, Gesundheitswert der Nahrung) 
keinen Ansatz zur Feststellung der Überlegenheit 
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der einen oder anderen Wirtschaftsweise. Auf die 
Antwort zum 3. Anstrich wird Bezug genommen. 

Aus diesen Gründen besteht auch kein Anlaß, die 
Verbraucher zum Kauf von „Bio-Produkten“ anzu- 
regen. 

Im übrigen würde — soweit Lebensmittel angespro- 
chen sind — eine rechtliche Normierung der Krite- 
rien für „umweltfreundlich“ hergestellte Produkte 
und deren Kennzeichnung voraussetzen, daß Mög- 
lichkeiten einer staatlichen oder sonstigen Kon- 
trolle der Produktqualität geschaffen werden. Dies 
ist nach den derzeitigen Erkenntnissen nicht mög- 
lich, weil es keine eindeutigen Qualitätsmerkmale 
gibt, nach denen „umweltfreundlich“ erzeugte Le- 
bensmittel von den übrigen Lebensmitteln unter- 
schieden werden können. 

Die Bundesregierung regt aber an, daß sich — mehr 
als dies bisher der Fall ist — Erzeuger bzw. Anbie- 
ter solcher „umweltfreundlich hergestellter Produk- 
te“ in eigener Initiative zusammenschließen und 
zur Einhaltung z. B. bestimmter Anbaurichtlinien 
verpflichten, deren Beachtung durch diese Organi- 
sationen, wie bei den bereits bestehenden Organisa- 
tionen auch, selbst zu überwachen ist. 

Um ihre Verpflichtung auf bestimmte Regeln zu do- 
kumentieren, könnten sich solche Zusammen- 
schlüsse von Erzeugern oder Anbietern auch zur 
gemeinsamen Kennzeichnung verwendete Zeichen 
als Verbandszeichen eintragen lassen. Die Organi- 
sationen könnten auch durch Ausnutzung der Kla- 
gemöglichkeiten des Gesetzes gegen den unlaute- 
ren Wettbewerb gegen mißbräuchliche Werbung 
mit „umweltfreundlich“ hergestellten Produkten 
vorgehen. Auf diese Weise würde die Eigenverant- 
wortlichkeit der Wirtschaft gestärkt werden. 

Zum 7. Anstrich 

Ziel der Bundesregierung ist es, das Mehrwegsy- 
stem zu stabilisieren und zu fördern sowie die Ver- 
wertung von Verpackungsmaterialien zu steigern. 
Denn ohne Mehrwegverpackungen für Getränke 
gäbe es heute 20 bis 25% mehr Hausmüll. 

Die Bundesregierung hat daher im Rahmen des 
vom Bundestag am 18. Juni 1986 beschlossenen Ab- 
fallgesetzes eine Reihe von Regelungsmöglichkei- 
ten vorgesehen, die das weitere Vordringen von 
Einwegverpackungen verhindern sollen: 

— Pflicht zur Kennzeichnung der Einwegverpak- 
kung 

— Pflicht zur Rücknahme der Einwegverpackung 

— Erhebung eines Pflichtpfandes 

— Beschränkungen und Verbote für Einwegver- 
packungen unter bestimmten Voraussetzungen. 

Das Abfallgesetz hält der Industrie und dem Han- 
del den Weg zu freiwilligen Lösungen offen. Die 
Voraussetzungen für derartige freiwillige Maßnah- 
men sind durch die nunmehr vorliegenden Verord- 
nungsermächtigungen des Abfallgesetzes deutlich 
gewachsen. Die Bundesregierung wird für Geträn- 


keverpackungen Minderungs- und Vermeidungs- 
ziele festlegen, die von der Industrie in einem ange- 
messenen Zeitrahmen durch eigenverantwortliche 
Lösungen erreicht werden müssen. Anderenfalls 
wird die Bundesregierung von den Verordnungser- 
mächtigungen Gebrauch machen, insbesondere 
wenn die derzeitigen Marktanteile der umwelt- 
verträglichen Mehrwegsysteme weiter verdrängt 
würden. 


10. Mit welchen konkreten Maßnahmen kann nach 
Meinung der Bundesregierung ein umweltver- 
trägliches Verbraucherverhalten gefördert wer- 
den und z. B. die sparsamere und vernünftige 
Verwendung von Energie und Wasser und die 
Abfall-Vermeidung beeinflußt werden, und was 
wird sie hierzu veranlassen? Hält die Bundesre- 
gierung eine Neuordnung der Gebühren- und 
Tarifgestaltung bei öffentlichen Versorgungsun- 
ternehmen und staatlichen Eigenbetrieben für 
erforderlich, damit nicht länger der höhere Ver- 
brauch, z. B. bei Energie und Wasser, sondern 
die sparsame Verwendung begünstigt wird? 

Wird sie die notwendigen Verhaltensänderun- 
gen der Verbraucher durch finanzielle — z. B. 
steuerliche — Anreize, durch Aufklärung und 
Information oder auch durch gesetzliche Vor- 
schriften und Verbote entsprechend den Rege- 
lungen für gewerbliche Unternehmen fördern 
bzw. möglichst schnell zu erreichen suchen? 

Umweltverträgliches Konsumverhalten kann nur 
von solchen Verbrauchern erwartet werden, die 
über die Möglichkeiten eigener, konkreter Beiträge 
zum Umwelt- und Ressourcenschutz in sachkundi- 
ger und abgewogener Weise unterrichtet und von 
deren Wirksamkeit überzeugt sind. Um dies zu er- 
reichen, fördert die Bundesregierung vor allem 
durch finanzielle Zuwendungen Institutionen und 
Organisationen, die auf wissenschaftlich gesicher- 
ter Erkenntnisbasis und anbieterunabhängig die 
Verbraucher über umweltgerechtes Verhalten bei 
Kaufentscheidungen, bei der Abfallbeseitigung und 
bei der Ressourcenverwendung auf klären und bera- 
ten. Auch im Rahmen von speziellen, ebenfalls von 
der Bundesregierung finanzierten Einzelprojekten 
(z. B, Energieberatung durch die Arbeitsgemein- 
schaft der Verbraucherverbände — AgV) werden 
den Verbrauchern Handlungsempfehlungen für ei- 
nen ressourcenschonenden, die Umwelt möglichst 
wenig belastenden Konsum gegeben. 

Rationelle und sparsame Energieverwendung ist ei- 
nes der zentralen Ziele der Energiepolitik und der 
Umweltpolitik der Bundesregierung. Sie hat daher 
ein umfassendes Energieeinsparprogramm aufge- 
stellt und damit nachhaltige Erfolge erzielt. 

Im Interesse einer größeren Energieeinsparung 
beim Verbraucher fördert die Bundesregierung 
konkret insbesondere 

— die Beratungstätigkeit der AgV, die auch 1986 
ausgeweitet wurde (derzeit an 170 festen Bera- 
tungsstellen sowie mit zwei mobilen Beratungs- 
einheiten), sowie 


14 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/6630 


— die energierelevanten Vergleichs- und Testun- 
tersuchungen der Stiftung Warentest, insbeson- 
dere bei Haushaltsgeräten, Kfz-Zubehörteilen, 
heizungstechnischen Anlagen und bei Maßnah- 
men zur Wärmedämmung von Gebäuden und 

— die Tätigkeit der Deutschen Gesellschaft für 
Produktinformation. 

Eine sparsame und vernünftige Verwendung von 
Energie im Bereich der Raumheizung wird durch 
laufende Verbesserungen der Geräte für die Wär- 
meerzeugung und die Abwärmenutzung, die Wär- 
merückgewinnung sowie die Steuerung und Rege- 
lung der Anlagen begünstigt. Immer mehr trifft dies 
auch für Kleinfeuerungsanlagen zu. Es wird erwar- 
tet, daß die Zentralheizungstechnik in Zukunft noch 
weiteres Einsparpotential zu aktivieren vermag. 

Die Modernisierung von Heizungsanlagen wird der- 
zeit auch steuerlich gefördert. 

Durch die Herausgabe von Informationsbroschüren 
der Bundesregierung zur Energieeinsparung und 
zur rationellen Energieverwendung werden die be- 
troffenen Bevölkerungskreise über die Problematik 
umfassend aufgeklärt Praktische Lösungen wer- 
den aufgezeigt, so daß erhebliche Langzeiterfolge 
erwartet werden können. 

Die Energieeinsparpolitik setzt primär auf die Ei- 
genverantwortlichkeit der Beteiligten. Dabei bleibt 
der Energiepreis ein maßgeblicher Indikator. 

Die bei der Versorgung mit leitungsgebundenen 
Energien und Wasser übliche degressive Entwick- 
lung der Durchschnittspreise bei steigendem Ver- 
brauch hat ihre Ursache in dem Zusammenspiel 
zwischen verbrauchsunabhängigen und ver- 
brauchsabhängigen Preisbestandteilen (Grundpreis 
und Arbeitspreis). Diese zweigliedrige Tarifstruktur 
entspricht der Notwendigkeit, daß die Versorgungs- 
unternehmen nicht nur Energie bzw. Wasser lie- 
fern, sondern für ihre Kunden jederzeit Leistung 
bereitstellen müssen, ohne zu wissen, ob diese Lei- 
stung im Einzelfall auch tatsächlich in Anspruch 
genommen wird. Wegen der hohen Bereitstellungs- 
kosten für Erzeugungs- und Verteilungsanlagen 
wäre es nicht gerechtfertigt, auf verbrauchsunab- 
hängige Preisbestandteile ganz zu verzichten. Dies 
gilt insbesondere für Stromtarife, die einer Preis- 
aufsicht unterliegen und sich an den Kosten orien- 
tieren müssen. Allerdings hat die Bundesregierung 
im Interesse der Energieeinsparung bereits 1980 im 
Rahmen einer Änderung der Bundestarifordnung 
Elektrizität die Degression der Stromtarife dadurch 
abgeflacht, daß bei der Genehmigung von Tarifer- 
höhungen der verbrauchsabhängige Arbeitspreis 
verstärkt angehoben werden kann. Weiter wurde 
durch Schaffung der linearen Komponente die De- 
gression des Haushaltstarifs II bei weit überdurch- 
schnittlich hohem Verbrauch gestoppt. Sparsames 
Verhalten insbesondere der Haushaltskunden zahlt 
sich dadurch stärker aus und ist somit attraktiver 
geworden. 

Wegen des Substitutionswettbewerbs auf dem Wär- 
memarkt gibt es bei Gas und Fernwärme keine 


Preis auf sicht. Der Bundesminister für Wirtschaft 
hat aber bei der Gas- und Fernwärmewirtschaft 
darauf hingewirkt, Preisregelungen zu schaffen, die 
mit den Bemühungen um eine sparsame und ratio- 
nelle Energieverwendung vereinbar sind. Ähnliches 
gilt für die Versorgung mit Wasser. 

Darüber hinaus ist durch die „Verordnung über All- 
gemeine Bedingungen für die Versorgung mit Fern- 
wärme“ die Verwendung von Meßeinrichtungen 
vorgeschrieben worden, damit ein verbrauchsab- 
hängiges Entgelt ermittelt worden kann. Auch die 
Heizkosten-Verordnung schreibt für die Heizko- 
stenabrechnung die Berücksichtigung des Ver- 
brauchs vor. 

Insgesamt muß darauf hingewiesen werden, daß 
sich bei der Versorgung mit Energie und Wasser ein 
ökonomischer Sparanreiz nicht so sehr aus dem 
Preis der jeweils bezogenen Einheit ergibt, sondern 
aus der gesamten Kostenbelastung, die bei hohem 
Verbrauch naturgemäß größer ist. 


11. Mit welchen Maßnahmen wird die Bundesregie- 
rung sicherstellen, daß die öffentlich geförder- 
ten Verbraucherinstitutionen und die Verbrau- 
cher- und Umweltorganisationen in die Lage 
versetzt werden, Umweltschutzbelange bei der 
Beratung und Information der Verbraucher und 
bei der Vertretung der Verbraucherinteressen 
verstärkt einzubringen, um auch über diesen 
Weg die notwendigen Verhaltensänderungen, 
den notwendigen Verbraucherschutz und die 
Sicherung der Konsumentenfreiheit zu errei- 
chen? 

In der Antwort zu dem Teil der Frage 9, der die ver- 
gleichenden Warentests anspricht, wurde schon 
dargelegt, daß die Stiftung Warentest durch die am 
l.Juli 1985 in Kraft getretene Satzungsänderung 
verpflichtet ist, in ihre Untersuchungs-, Beratungs- 
und Unterrichtungstätigkeit auch den Umwelt- 
schutzaspekt einzubeziehen. Nach welcher Me- 
thode und mit welcher Intensität bei der Durchfüh- 
rung von Warentests die Umweltverträglichkeit un- 
tersucht wird, entscheidet die keinen Weisungen 
des Bundes unterliegende Stiftung im Zusammen- 
wirken mit dem jeweiligen Fachbeirat in eigener 
fachlicher und finanzieller Verantwortlichkeit. 

Die der Stiftung durch die Umstellung der finanziel- 
len Unterstützung des Bundes auf die sog. Festbe- 
tragsfinanzierung möglich gewordene wirtschaftli- 
che Flexibilität dürfte ihr die Lösung der mit der 
Durchführung von Umweltverträglichkeitsuntersu- 
chungen verbundenen finanziellen Probleme er- 
leichtern. 

Die von der Stiftung Warentest erarbeiteten Unter- 
suchungsergebnisse können von allen verbraucher- 
orientierten Vereinigungen genutzt werden. Gerade 
durch diese Möglichkeit werden die Verbraucheror- 
ganisationen in besonders effektiver Weise in die 
Lage versetzt, Umweltschutzbelange in die Bera- 
tung und Information der Verbraucher einzubrin- 
gen (vgl. dazu auch die Antwort auf die Frage 39 der 
großen Anfrage „Chemie im Haushalt und Innen- 
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raumbelastung“ — Drucksache 10/4285 vom 19. No- 
vember 1985). 

Soweit Verbraucherinstitutionen und -Organisatio- 
nen Mittel aus dem Einzelplan 10 (BML) des Bun- 
de shaushaltsplanes mit der Zweckbestimmung 
„Aufklärung der Verbraucher“ (Titel 532 24) erhal- 
ten, werden diese Mittel vorrangig zur Aufklärung 
„über Preise, Marktzusammenhänge, Verhalten 
beim Einkauf, vollwertige Ernährung, Lebensmittel 
(Zusammensetzung, Kennzeichnung, Vor- und Zu- 
bereitung), Vorratshaltung und moderne Hauswirt- 
schaft“ verwendet. Wenn Umweltschutzgesichts- 
punkte im Zusammenhang mit der Ernährungsauf- 
klärung von Bedeutung sind, wird die Aufklärung 
der Verbraucher hierauf ausgedehnt. Angesichts 
der Begrenztheit der Projektmittel und der weiter- 
hin offenen Fragen im Bereich der Ernährung (z. B. 
ernährungsbedingte Krankheiten) erscheint es al- 
lerdings nicht angebracht, über die bisherige The- 
menskala hinaus zu gehen. Bei in etwa gleichblei- 


benden Beträgen für die genannte Zweckbestim- 
mung wäre die Gefahr der Verzettelung der Mittel 
und Maßnahmen dann nicht von der Hand zu wei- 
sen. 

Nach den gleichen Grundsätzen werden Umwelt- 
schutzaspekte auch bei Maßnahmen zur Verbrau- 
cherinformation des Auswertungs- und Informa- 
tionsdienstes für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (AID) e.V. berücksichtigt. Der AID wird 
institutionell aus dem Einzelplan 10 finanziert. 
Ebenfalls aus Haushaltsmitteln des Bundesministe- 
riums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
wird der Deutsche Naturschutzring e. V., Dachorga- 
nisation einer Vielzahl von Natur- und Umwelt- 
schutzverbänden, institutionell gefördert. Diese in- 
stitutioneile Förderung ist bestimmt zur teilweisen 
Deckung der vielfältigen Verbandsaufgaben, z. B. 
der Öffentlichkeitsarbeit. Im Rahmen dieser Öffent- 
lichkeitsarbeit wird auch der Verbraucher moti- 
viert, sich umweltbewußt zu verhalten. 
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